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386 Bekanntmachung 
  Hinweis 
 
Auf die im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold Nr. 43 vom 25.10.2021 bekannt gemachte 2. Satzung zur Änderung der Satzung des 
Zweckverbandes Studieninstitut für kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe in der Neufassung vom 20. November 2017 wird gemäß § 11 
Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 217b), hingewiesen. 
Minden, den 17.11.2021 
 
  KREIS MINDEN-LÜBBECKE  
  I.V.: 
  Cornelia Schöder 
 
 
 
 
387 Bekanntmachung  
  Öffentliche Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) 
 
Öffentliche Zustellung eines Bescheidesdes Jobcenters (proArbeit) Die Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) wird diesem 
Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
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388 Bekanntmachung  
  Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides 
 
Die Zustellung eines Bußgeldbescheides wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des Kreis-
blattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
389 Bekanntmachung  
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
390 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.  57 Redaktionsschluss 21.10.2021 Ausgabe 28.10.2021 
Nr.  58 Redaktionsschluss 04.11.2021 Ausgabe 11.11.2021 
Nr.  59 Redaktionsschluss 18.11.2021 Ausgabe 25.11.2021 

 
391 Bekanntmachung 
  über die Genehmigung der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes 
  der Stadt Bad Oeynhausen „Fährweg“ 
 
Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 04.11.2020 die Einleitung des Verfahrens zur 56. Änderung des Flächennutzungs-
planes gem. § 2 Abs. 1  BauGB (in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBL. I S. 3634) in der zur Zeit geltenden Fassung) 
beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der 56. Änderung des Flächennutzungsplanes  ist dem nachfolgenden Lageplan zu entnehmen. 
 

 
  Lageplan Geltungsbereich (schwarz) 56. FNP Änderung der Stadt Bad Oeynhausen  
  - maßstabslos 
 
Anlass der Flächennutzungsplanänderung ist die Ansiedlung eines Getränkegroßhandels mit Verwaltung (ohne Endverkauf) auf dem bisher 
mindergenutzten Gewerbestandort am Fährweg zu ermöglichen. 
 
Nach Durchführung des Änderungsverfahrens hat der Rat der Stadt Bad Oeynhausen in seiner Sitzung am 30.06.2021 den Feststellungsbe-
schluss zur 56. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst und die Änderung gem. § 6 Abs. 1 BauGB der höheren Verwaltungsbehörde zur 
Genehmigung vorgelegt. 
 
Mit Verfügung vom 25.10.2021, Az.: 35.02.01.600-005/2021-001 hat die Bezirksregierung Detmold die 56. Änderung wie folgt genehmigt: 
 

„Ihren mit o.a. Bericht vorgelegten Flächennutzungsplan habe ich überprüft. Gemäß § 6 (1) BauGB genehmige ich den v.g. Flächennut-
zungsplan.“ 

 
 Im Auftrag 
 gez. Leisner 
 
Die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich der Begründung und einer zusammenfassenden Erklärung gem. § 6a BauGB 
sowie die ergänzenden Unterlagen können bei der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen, Bereich Stadtentwicklung, Schwarzer Weg 6, Zimmer 
60, während der Dienststunden eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
In der Zeit der Pandemie durch Covid-19 kann eine analoge Einsicht nach erfolgter Terminabsprache unter der Telefonnummer 05731/14-
2128 und unter Einhaltung der geltenden Schutzbestimmungen sichergestellt werden.  
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Ferner kann die 56. Änderung des Flächennutzungsplanes auf der Internetseite der Stadt Bad Oeynhausen, www.badoeynhausen.de einge-
sehen werden.  
 
Hinweise: 
 
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Bad 
Oeynhausen, Rathaus II, Schwarzer Weg 6, 32549 Bad Oeynhausen, unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Erteilung der Genehmigung der 56. Flächennutzungsplanänderung durch die Bezirksregierung Detmold vom 25.10.2021, Ort und Zeit 
der Einsichtnahme sowie die aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW. S. 666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Mit der Bekanntmachung im Amtlichen Kreisblatt des Kreises Minden-Lübbecke wird die 56.  Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Bad Oeynhausen am Tag nach der Veröffentlichung wirksam. 
 
Bad Oeynhausen, den 17.11.2021 
  Bökenkröger 
  (Bürgermeister) 
 
 
 
392 Bekanntmachung 
  über den Satzungsbeschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 
  „Fährweg“ der Stadt Bad Oeynhausen 
 
Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 30.06.2021 den Be-bauungsplan Nr. 127 „Fährweg“ gemäß § 10 BauGB vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2114) in der zu dieser Zeit geltenden Fassung mit folgender Beschlussfassung als Satzung beschlossen: 
 
„  1. Beratung der eingegangenen Stellungnahmen 
Die im Laufe des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 "Fährweg" vorgebrachten Stellungnahmen und Anregungen wer-
den zur Kenntnis genommen. Nach Abwägung aller Belange gegeneinander und untereinander wird wie folgt beschlossen: 
  
a) Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB keine Anregungen zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 "Fährweg" vorgebracht wurden. 
Die während der frühzeitigen Beteiligungen der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 127 "Fährweg" eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen und gem. der 
Abwägung in Anlage 1 zur Druckvorlage VO/20/1980-1 beschlossen. 
  
b) Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB keine Anregungen zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 127 "Fährweg" vorgebracht wurden. Die im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Anregungen zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 "Fährweg" werden zur 
Kenntnis genommen und gem. der Abwägung in Anlage 1 zu dieser Druckvorlage beschlossen. 
  
2. 
a) Überarbeitung Planunterlagen 
Der Überarbeitung der Planunterlagen wird zugestimmt. Dies betrifft die Anpassungen hinsichtlich der Wasserwirtschaft und des Hochwas-
serschutzes sowohl in den textlichen Festsetzungen als auch in den Kennzeichnungen und den Hinweisen der Planzeichnung, der Präzisierung 
der externen Kompensationsmaßnahme, der Aufnahme eines Hinweises zur Vlothoer Straße in die textlichen Festsetzungen, der Kennzeich-
nung der Anbaubeschränkungszone der BAB 30, der Aufnahme eines Hinweises zu Baudenkmälern in die textlichen Festsetzungen sowie der 
Erweiterung der Kennzeichnung der Altlastenverdachtsfläche. 
  
Das Erfordernis einer erneuten öffentlichen Auslegung des Planentwurfes gemäß § 4a (3) ergibt sich aus den jeweiligen Überarbeitungen 
nicht. 
  
 
 

http://www.badoeynhausen.de/
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b) Satzungsbeschluss 
Nach Abschluss des Aufstellungsverfahrens wird der Bebauungsplan Nr. 127 "Fährweg" bestehend aus der Planzeichnung und dem Textteil 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Eine Begründung einschließlich des Umweltberichts ist beigefügt.“ 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 127 „Fährweg“  ist dem nachfolgenden Lageplan zu entnehmen. 
 

 
  Lageplan Geltungsbereich (schwarz) Bebauungsplan Nr. 127, Grundlage ABK 
   – maßstabslos 
 
Der Bebauungsplan Nr. 127 „Fährweg“ bestehend aus der Planzeichnung, dem Textteil, der beigefügten Begründung inklusive Umweltbericht 
sowie eine zusammenfassende Erklärung gem. § 10a BauGB und ergänzende Unterlagen können bei der Stadtverwaltung Bad Oeynhausen, 
Bereich Stadtentwicklung, Schwarzer Weg 6, Zimmer 60, während der Dienststunden eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf Verlan-
gen Auskunft erteilt. 
In der Zeit der Pandemie durch Covid-19 kann eine analoge Einsicht nach erfolgter Terminabsprache unter der Telefonnummer 05731/14-
2128 und unter Einhaltung der geltenden Schutzbestimmungen sichergestellt werden.  
Ferner kann der Bebauungsplan Nr. 127 „Fährweg“ auf der Internetseite der Stadt Bad Oeynhausen, www.badoeynhausen.de eingesehen 
werden.  
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB können während der Auslegungsfrist Stellungnahmen abgegeben werden. Nach dieser Frist abgegebene 
Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 127 „Fährweg“ unberücksichtigt bleiben. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 127 „Fährweg“ kann ebenso auf der Internetseite der Stadt Bad Oeynhausen www.badoeynhausen.de 
eingesehen werden. 
 
Hinweise: 
 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche für durch den Bebauungsplan Nr. 127 „Fährweg“ eintretende Vermögensnachteile sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 
2) Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Bad 
Oeynhausen, Rathaus II, Schwarzer Weg 6, 32549 Bad Oeynhausen, unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vorstehende Satzungsbeschluss des Rates der Stadt Bad Oeynhausen vom 30.06.2021 über den Bebauungsplan Nr. 127 „Fährweg“ ge-
mäß § 10 Abs. 3 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt.  
 
Gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom 
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch VO vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 741), wird bestätigt, dass der Wortlaut mit dem 
Ratsbeschluss vom 30.06.2021 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW. S. 666) in der zur Zeit geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Bad Oeynhausen, den 17.11.2021 
  Bökenkröger 
  (Bürgermeister) 

http://www.badoeynhausen.de/
http://www.badoeynhausen.de/
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393 Bekanntmachung 
  der Gemeinde Hüllhorst 
 
Der Hinweise über die Möglichkeit der Eintragung von Übermittlungssperren nach dem Bundesmeldegesetz der Gemeinde Hüllhorst vom 
18.11.2021 wird im vollen Wortlaut vom 06.12.2021 bis 31.12.2021 im Bekanntmachungskasten der Gemeinde Hüllhorst am Rathaus, Löhner 
Str. 1, ausgehängt und kann in dieser Zeit zusätzlich während der Öffnungszeiten im Bürgerbüro, Zimmer E.02, eingesehen werden. 
 
Hüllhorst, 18.11.2021 Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  Michael Kasche 
 
 
 
394 Bekanntmachungshinweis 
  Übermittlungssperren nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) 
 
Die Meldebehörde hat gemäß Bundesmeldegesetz (BMG) die Einwohner einmal jährlich über die Möglichkeit der Eintragung von Übermitt-
lungssperren nach diesem Gesetz zu unterrichten. 
 
Bei einer Übermittlungssperre nach § 36 Abs. 2, § 42 Abs. 2 und § 50 Abs. 1-3 BMG kann jeder Betroffene der Weitergabe seiner Daten 
 
1.  an die Wehrverwaltung (§ 36 Abs. 2 BMG) 
 
2.  an die Religionsgemeinschaften im Hinblick auf die Daten der Familienangehörigen der 
     Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft 
     angehören (§42 Abs. 3 BMG) 
 
3.  an Parteien, Wählergruppen und ähnliche Organisationen im Zusammenhang mit Wahlen, 
     Abstimmungen, Bürger- und Volksbegehren (§50 Abs. 1 BMG) 
 
4.  aus Anlass eines Alters- oder Ehejubiläums an Mitglieder ausgewählter staatlicher oder 
     kommunaler  Vertretungskörperschaften – Mandatsträger-,  
     Presse und Rundfunk (§ 50 Abs. 2 BMG) 
 
5.  an Adressbuchverlage (§50 Abs. 3 BMG) 
 
widersprechen. 
Die Übermittlungssperre hat solange im Melderegister Bestand, bis sie widerrufen wird. 
 
Betroffene, die von ihren Widerspruchsrecht Gebrauch machen wollen, werden gebeten, die entsprechende Erklärung schriftlich oder per-
sönlich zur Niederschrift im Bürgerbüro der Gemeinde Hüllhorst, Löhner Str. 1, 32609 Hüllhorst, abzugeben. 
Eine Begründung ist nicht erforderlich. 
Ein entsprechender Vordruck ist im Formularpool der Gemeinde Hüllhorst unter www.huellhorst.de eingestellt. 
 
Hüllhorst, 18.11.2021 Gemeinde Hüllhorst 
  Der Bürgermeister 
  Michael Kasche  
 
 
 
395 Bekanntmachung 
  8. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 
  zur Satzung über die Abfallentsorgung 
  in der Stadt Lübbecke vom 16.11.2021 
 
Auf Grund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 17.07.1994 (SGV NW 2023) in der zz. Gültigen Fassung und 
der §§ 1,4 und 6 des Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (SGV NW 610) in der zz. Gültigen Fassung 
sowie des § 9 Abs. 2 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21.06.1988 (SGV NW 74) in der zz. gültigen 
Fassung in Verbindung mit der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lübbecke hat der Rat der Stadt Lübbecke in seiner Sitzung am 
02.11.2021 die folgende Satzung beschlossen: 
 
Artikel I 
 
§ 2 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Gebühren für Abfallbehälter richten sich nach deren Größe, angegeben in Volumen, sowie der Häufigkeit der Entleerung pro Jahr. 
 
Es werden folgende jährliche Gebühren erhoben: 
 
a)   Behälter für Restmüll bei 13 Entleerungen/a: 
 
  60 l   41,63 € 
  80 l   50,24 € 
120 l   67,60 € 
240 l 120,42 € 
 
b)  Behälter für Restmüll 
 
770 l – bei 52 Entleerungen p.a. 1.907,98 € 
770 l – bei 26 Entleerungen p.a.    969,36 € 

http://www.huellhorst.de/
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770 l – bei 13 Entleerungen p.a.    457,01 € 
1.100 l – bei 52 Entleerungen p.a. 2.479,36 € 
1.100 l – bei 26 Entleerungen p.a. 1.257,94 € 
1.100 l – bei 13 Entleerungen p.a.    604,45 € 
 
c)  Behälter für Biomüll bei 26 Entleerungen/a: 
 
  60 l    62,51 € 
  80 l   71,80 € 
120 l    90,52 € 
240 l  147,42 € 
 
d)   Saison-Behälter für Biomüll bei 16 Entleerungen/a: 
 
120 l    57,49 € 
 
e)  Restmüll-Säcke zur Beistellung je Abholung: 
 
70 l      4,00 € 
 
 
(2) Falls Behälter nach Abs. 1 Buchst. b) im Eigentum des Gebührenpflichtigen stehen, verringert sich die jährliche Gebühr 
 
- für einen 770 l-Behälter um  35,13 € 
- für einen 1.100 l –Behälter um  46,12 € 
 
 
 
(3) Für folgende Leistungen werden gesonderte Gebühren erhoben: 
 
Größentausch von Bio- und Restabfallbehältern nach § 11 der Abfallentsorgungssatzung. 
 
 Behälter 60-240 l 22,00 € je Vorgang 
 Behälter 770, 1.100 l 43,00 € je Vorgang 
 
Wenn am selben Grundstück gleichzeitig mehrere Behälter ausgetauscht werden, wird nur ein Vorgang berechnet. Die Auslieferung von 
Behältern zum Zwecke des Erstanschlusses an die Abfallbeseitigung erfolgt gebührenfrei, ebenso die Abholung, wenn es keinen Nachnutzer 
gibt. 
 
 
Artikel II 
 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2022 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt treten die durch sie geänderten Vorschriften außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung vom 16.11.2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorstehende Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt. 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Lübbecke vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Lübbecke, den 16.11.2021 
  Der Bürgermeister 
  Frank Haberbosch 
 
 
 
396 Bekanntmachung 
  Satzung der Stadt Lübbecke zur Umlage der Kosten der Gewässerunterhaltung 
  gem. § 64 LWG NRW vom 16.11.2021 
 
Aufgrund 
 

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. 
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. 2020, S. 916) in der jeweils 
geltenden Fassung, 

- der §§ 39 bis 42 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 
2009, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.06.2021 (BGBl. I 2021, S. 1699 ff.), in der jeweils geltenden Fassung, 

- der §§ 62 bis 65 des Landeswassergesetzes NRW (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des Landeswasserrechts vom 04.05.2021 (GV NRW 2021, S. 560 ff., 
ber. GV NRW 2021, S. 718), in der jeweils geltenden Fassung, 
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- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, S. 602), zuletzt geändert durch Art. 9 a des Gesetzes vom 
30.03.2021 (BGBl. I 2021, S. 448) in der jeweils gültigen Fassung, in der jeweils geltenden Fassung;  

 
hat der Rat der Stadt Lübbecke in seiner Sitzung am 02.11.2021 die folgende Satzung beschlossen: 
 
  § 1 
  Umfang der Unterhaltungspflicht bei Gewässern 
 

(1) Der Stadt werden für die Unterhaltung der Gewässer 2. Ordnung und der sonstigen Gewässer durch die Wasser- und Bodenver-
bände „Wasserverband Große Aue“ und „Wasserverband Weserniederung“ gemäß § 62 Abs. 3 LWG NRW i.V.m. § 64 Abs. 2 LWG 
NRW Verbandsbeiträge auferlegt. Es handelt sich um folgende Wasser- und Bodenverbände:  

 
- Wasser- und Bodenverband „Wasserverband Große Aue“ in Rahden für das Gewässer Große Aue, den Teil des Niederschlagsge-

bietes der Hunte nördlich der     L 765 in der Gemeinde Stemwede sowie den Teil des Niederschlagsgebietes der Bastau nördlich 
des Mittellandkanals in der Stadt Espelkamp, 

- Wasser- und Bodenverband „Weserniederung“ in Petershagen für das Gewässer Weser. 
 

(2) Zur Gewässerunterhaltungspflicht gehört gemäß § 39 Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 5 WHG:  
 

- die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen Wasserabflusses (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 WHG), 
- die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer standortgerechten Ufervegetation, sowie die Frei-

haltung der Ufer für den Wasserabfluss (§ 39 Abs. 1 Nr. 2 WHG), 
- die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewässern mit Ausnahme der besonderen Zufahrten zu Häfen und Schifffahrtsanle-

gestellen (§ 39 Abs. 1 Nr. 3 WHG), 
- die Erhaltung und Förderung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers, insbesondere als Lebensraum von wild lebenden 

Tieren und Pflanzen (§ 39 Abs. 1 Nr. 4 WHG), 
- die Erhaltung des Gewässers in einen Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder Rückhaltung von Wasser, Geschiebe, Schweb-

stoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht (§ 39 Abs. 1 Nr. 5 WHG). 
 

Gemäß § 39 Abs. 2 Satz 1 WHG muss die Gewässerunterhaltung sich an den Bewirtschaftungszielen nach Maßgabe der §§ 27 bis 31 WHG 
ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefährden. Die Gewässerunterhaltung muss gemäß § 39 Abs. 2 Satz 2 WHG den 
Anforderungen entsprechen, die im Maßnahmenprogramm nach § 82 WHG an die Gewässerunterhaltung gestellt sind. Gemäß § 39 Abs. 
2 Satz 3 WHG ist bei der Gewässerunterhaltung der Erhaltung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu 
tragen; Bild und Erholungswert der Gewässerlandschaft sind zu berücksichtigen. 

 
(3) Gemäß § 61 Satz 1 LWG NRW erstreckt sich die Unterhaltung eines oberirdischen, fließenden Gewässers auf das Gewässerbett 

und auf die Ufer. Zur Unterhaltung gehört nach § 61 Satz 2 LWG NRW auch die Freihaltung, Reinigung und Räumung des Gewäs-
serbettes und der Ufer von Unrat, soweit es dem Umfang nach geboten ist. 

 
 
  § 2 
  Umlage des Unterhaltungsaufwandes 
 
(1) Die Stadt legt die Verbandsbeiträge für die Gewässerunterhaltung der in § 1 genannten Gewässer gemäß § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 

Satz 2 LWG NRW auf die Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet um. Eine Umlage des Aufwandes bzw. Kosten erfolgt auf der Grund-
lage des § 64 Abs. 1 Satz 4 bis 6 LWG NRW nur, soweit der Aufwand bzw. die Kosten nicht durch Anteile der sog. Erschwererinnen oder 
der sog. Erschwerer (§§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 4 LWG NRW) und Finanzierungshilfen des Landes (§ 64 Abs. 1 Satz 5 i.V.m. § 72 
LWG NRW) gedeckt sind. 

 
(2) Die Gewässerunterhaltungsgebühr beinhaltet nach § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW zusätzlich 

- die Personal- und Verwaltungskosten zur Durchführung der Umlage,  
- den Aufwand für die Ermittlung der Grundlagen für die Umlage sowie  
- die Kosten für das Gewässerkonzept (§ 74 Abs. 2 LWG NRW). 

 
 
  § 3 
  Erschwererinnen oder Erschwerer 
 

(1) Erschwererinnen oder Erschwerer sind nach § 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Eigentümerinnen oder Eigentümer von Grundstücken und 
Anlagen, welche die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren, d. h. insbesondere be-
stimmte Hindernisse für den Wasserabfluss schaffen. Hierzu gehören z.B. Gewässerverrohrungen und Brückenbauwerke. 
 

(2) Der von den Erschwererinnen oder Erschwerern insgesamt aufzubringende Anteil wird im Einzugsbereich des Wasserverbandes „Große Aue“ 
gesondert berechnet und erhoben und ist nicht in der Gewässerunterhaltung enthalten. Der von den Erschwererinnen oder Erschwerern 
insgesamt aufzubringende Anteil wird im Einzugsbereich des Wasserverbandes „Weserniederung“ nicht berechnet und erhoben und ist nicht 
in der Gewässerunterhaltung enthalten. 
 
 
  § 4 
  Gebührenpflichtige im seitlichen Einzugsgebiet eines Gewässers 
 

(1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümerinnen oder die Eigentümer von Grundstücken im seitlichen Einzugsgebiet des oder der zu unterhalten-
den Gewässer/s, in welchem das Grundstück gelegen ist und die im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Gebührenbescheides im Grundbuch als 
Grundstückseigentümerin oder als Grundstückseigentümer eingetragen sind. Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet sind alle Grundstücke 
innerhalb eines Bereichs von Wasserscheiden, von denen aus ein Zufluss des Wassers zudem oder den zu unterhaltenden Gewässer/n erfol-
gen kann. Ein Grundstück kann auch zu mehreren seitlichen Einzugsgebieten gehören. Auf einen unmittelbaren Zufluss zum Gewässer kommt 
es nicht an. Entscheidend ist allein die Lage des Grundstücks im seitlichen Einzugsgebiet des Gewässers. 
 

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück.  
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(3) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle der Eigentümerin oder des Eigentümers die Erbbauberechtigte oder 
der Erbbauberechtigte (§ 64 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW). Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 
 

(4) Wird das Eigentum an einem Grundstück übertragen, so ist die bisherige und die neue Eigentümerin oder der bisherige und der neue Eigen-
tümer verpflichtet, den Eigentumswechsel der Stadt anzuzeigen. Unterbleibt die Anzeige, so haften die bisherige und die neue Eigentümerin 
oder der bisherige und der neue Eigentümer so lange als Gesamtschuldner für die seit dem Eigentumswechsel entstandenen Gebühren, bis 
die für die Veranlagung zuständige Stelle von dem Eigentumswechsel Kenntnis erhält. 
 
 
  § 5 
  Gebührenmaßstab 
 

(1) Die Gebühr bemisst sich gemäß § 64 Abs. 1 Satz 8 LWG NRW pro Quadratmeter Grundstücksfläche. Dabei werden die Kosten zur Erfüllung 
der Pflicht zur Gewässerunterhaltung (§ 1 dieser Satzung) gemäß § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW zu   90 % auf die befestigten Flächen und zu 10 
% auf die übrigen (= unbefestigten) Flächen umgelegt, die sich auf Grundstücken befinden, die im seitlichen Einzugsgebiet des oder der zu 
unterhaltenden Gewässer/s liegen.  
 

(2) Befestigte Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle Flächen, auf denen bauliche Anlagen jedweder Art oder sonstige vom 
natürlichen Wasserabfluss abweichende Befestigungen des Bodens vorzufinden sind, die eine unveränderte, natürliche Versickerung des 
Wassers aus Niederschlägen über die originäre, natürliche Bodenfläche nicht mehr ermöglichen. Befestigte Flächen sind somit solche Flächen, 
die keine originäre, natürliche Bodenbeschaffenheit mehr aufweisen. Hierzu gehören insbesondere die mit Gebäuden oder sonstigen Über-
dachungen überbauten Flächen sowie die Befestigung von Flächen durch Beton, Asphalt, Schotter, Kies, Sand oder ähnliche Materialien, so 
dass diese keine originäre (unveränderte), natürliche Bodenbeschaffenheit wie etwa Acker, Wiese, Wald, Blumenbeete und Rasen mehr auf-
weisen. 
 

(3) Übrige Flächen im Sinne des § 64 Abs. 1 Satz 7 LWG NRW sind alle unbefestigten Flächen, die eine originäre, und damit unveränderte natür-
liche Bodenbeschaffenheit aufweisen. Hierzu gehören insbesondere Rasenflächen, Blumenbeete, Wiesen, Äcker, Weiden und Waldflächen.  
 
 
 
 

(4) Die Flächengrößen werden entweder: 
a) Im Wege der Selbstauskunft der Gebührenpflichtigen ermittelt. Hierzu ist von den Gebührenpflichtigen auf Anforderung durch die 

Stadt ein ausgefüllter Erklärungsbogen über die Größe der befestigten Flächen und der übrigen (= unbefestigten) Flächen vorzule-
gen (Mitwirkungspflicht).  

b) Die Stadt erstellt durch eine Überfliegung des Stadtgebietes Luftbilder von den Grundstücken oder nutzt die Luftbilder aus der 
regelmäßigen Landesbefliegung durch das Land Nordrhein-Westfalen. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer Lageplan zur 
Befragung der Grundstückseigentümerin oder des Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich die befestigten und die 
übrigen (= unbefestigten) Flächen ergeben. Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu dem 
zeichnerischen Lageplan Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die Stadt zutreffend ermittelt 
worden sind (Mitwirkungspflicht). 

 
Bei Grundstücken, die erstmalig veranlagt werden, keine bzw. keine prüffähigen Angaben der Gebührenpflichtigen vorliegen, wird die Fläche 
von der Stadt  im Wege der Schätzung ermittelt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur verursachergerechten 
Abrechnung der Gewässerunterhaltungsgebühr gemäß § 64 Abs. 1 LWG NRW und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung dieser Gebühr. 
Insoweit hat die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldnerin oder als Gebührenschuldner den da-
mit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.  
 

(5) Ändert sich die befestigte oder die übrige, unbefestigte Fläche des Grundstücks, so hat die oder der Gebührenpflichtige die Größe der neuen 
Flächen binnen eines Monats nach Änderung der Stadt anzuzeigen. Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
 
  § 6 
  Gebührensatz 
 

(1) Der Gebührensatz für Grundstücke, die im Verbandsgebiet des Wasser- und Bodenverband „Wasserverband Große Aue“ liegen, beträgt: 
 

- für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:   0,02480 € 
- für unbefestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr: 0,00056 € 

 
(2) Der Gebührensatz für Grundstücke, die im Verbandsgebiet des Wasser- und Bodenverband „Weserniederung“ liegen, beträgt: 

 
- für befestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr:  0,01891 € 
- für unbefestigte Flächen von Grundstücken pro m²/Jahr: 0,00029 € 

 
(3) Die Lage des Grundstücks ergibt sich aus den Karten der in §1 Abs. 1 genannten Wasser- und Bodenverbänden. 

 
 
  § 7 
  Fälligkeit 
 
Die Gebühren werden für ein Kalenderjahr durch Gebührenbescheid festgesetzt. Der Bescheid kann mit einem anderen Abgabenbescheid 
verbunden sein. Die Gebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 
  § 8 
  Mitwirkungspflicht, Betretungsrecht 
 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für das Errechnen der Gebühr erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
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(2) Die Gebührenpflichtigen haben zu dulden, dass Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter oder Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis die 
Grundstücke betreten können, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  
 
 
  § 9 
  Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
a) als Gebührenpflichtige oder als Gebührenpflichtiger entgegen § 5 Abs. 4 ihren oder seinen Mitteilungspflichten nicht nachkommt 

oder entgegen § 5 Abs. 5 Veränderungen hinsichtlich der Zuordnung von Flächen zu den einzelnen Flächenarten nicht oder nicht 
rechtzeitig anzeigt,  

b) als Gebührenpflichtige oder als Gebührenpflichtiger entgegen § 8 Abs. 1 die zur Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte 
nicht erteilt, 

c) als Gebührenpflichtige oder als Gebührenpflichtiger entgegen § 8 Abs. 2 Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter oder Beauftragte der 
Stadt daran hindert, das Grundstück zu betreten, um Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Die Ordnungswidrigkeiten werden mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro geahndet. 

 
 
  § 10 
  Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die „Satzung über die Umlegung des Unterhaltungsaufwandes der Stadt Lübbecke 
für fließende Gewässer vom 18.10.1980, zuletzt geändert durch 5. Änderungssatzung vom 06.10.1997“ außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung vom 16.11.2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) gegen diese Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorstehende Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt. 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Lübbecke vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Lübbecke, den 16.11.2021 
  Der Bürgermeister 
  Frank Haberbosch 
 
 
 
397 Bekanntmachung 
  der Stadt Petershagen 
  über den Änderungsbeschluss und die öffentliche Auslegung 
  der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 49 „Fössebarg“ in der Ortschaft Windheim 
 
I. 
Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 07.10.2021 gemäß § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) be-
schlossen, die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 49 „Fössebarg“ in der Ortschaft Windheim aufzustellen. Dieses Änderungsverfahren wird 
im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB durchgeführt. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Anpassung der räumlichen Lage der bislang festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zur Erschließung 
der rückwärtigen Baufenster in zweiter Erschließungsreihe (WA 1-Gebiet). Des Weiteren wird der Geltungsbereich um ein Flurstück erwei-
tert, ein Baufenster vergrößert und kleinere Anpassungen in den textlichen Festsetzungen/örtlichen Bauvorschriften des Bebauungsplans 
vorgenommen. Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 49 ist aus dem im Anschluss an diese Bekanntmachung abgedruckten 
Kartenausschnitt ersichtlich. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird vorstehender Änderungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
II. 
Der Rat der Stadt Petershagen hat in seiner Sitzung am 07.10.2021 den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 49 „Fössebarg“ 
und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Der Entwurf der Planzeichnung mit Planzeichenerläuterung, textlichen 
Festsetzungen, örtlichen Bauvorschriften und Hinweisen sowie der Entwurf der Begründung liegen in der Zeit vom 
 
  06. Dezember 2021 bis einschließlich 14. Januar 2022 
 
während der Dienststunden, und zwar montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr, montags und donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 
Uhr, dienstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, sowie freitags von 14.00 Uhr bis 15.00 Uhr in der Bauverwaltung der Stadtverwaltung Petersha-
gen, Bahnhofstraße 63 (Zimmer 37), öffentlich aus. Eine Einsichtnahme ist nur nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung unter 
05702 / 822-224 oder 05702 / 822-227 möglich. Fragen zu den Planunterlagen können ebenfalls unter den oben genannten Telefonnummern 
gestellt werden.  
 
Da die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 49 „Fössebarg“ im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt wird, wird von der 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 2, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 
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Die öffentliche Auslegung wird hiermit gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Während der Auslegungsfrist können 
Stellungnahmen abgegeben werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 49 „Fössebarg“ unberücksichtigt bleiben können. 
 
Gemäß § 4a Abs. 4 BauGB werden die zur Einsicht ausliegenden Unterlagen zusätzlich in das Internet unter www.petershagen.de / Leben 
in Petershagen / Bauen und Wohnen / Bauleitplanung / Aktuelle Bauleitplanverfahren eingestellt. Die Bekanntmachung kann unter 
www.petershagen.de / Rathaus / Amtliche Bekanntmachungen eingesehen werden. Außerdem sind die Unterlagen über das Baupor-
tal.NRW des Landes unter www.bauleitplanung.nrw.de zugänglich. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Petershagen über die Aufstellung, den Entwurf und die öffentliche Auslegung der 1. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 49 „Fössebarg“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes  
     Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b)  der Beschluss, die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der  
 Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Petershagen vorher  
  gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet  
  worden, die den Mangel ergibt. 
 
Petershagen, den 18.11.2021 
  Stadt Petershagen  
  Der Bürgermeister 
  D. Breves 
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398 Bekanntmachung 
  der Stadt Porta Westfalica 
 
Frau Kerstin Wehling, Am Brandskamp 4 b, 32457 Porta Westfalica, Mitglied des Rates der Stadt Porta Westfalica, hat am 04.11.2021 mit 
sofortiger Wirkung auf ihr Ratsmandat verzichtet. 
 
Frau Wehling wurde aufgrund eines Wahlvorschlages der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) am 13.09.2020 in den Rat der 
Stadt Porta Westfalica gewählt. Der freie Sitz ist gemäß § 45 des Kommunalwahlgesetzes nach der Reserveliste derjenigen Partei oder Wäh-
lergruppe zu besetzen, für die die Ausgeschiedene bei der Wahl aufgetreten ist. 
 
Aus der Reserveliste der SPD ist Herr Thomas Edler als Ersatzbewerber für Frau Kerstin Wehling benannt worden. Ich stelle hiermit gemäß § 
45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz Herrn Thomas Edler, Im Kuhkamp 23, 32457 Porta Westfalica, mit Wirkung vom 14.11.2021 als Nachfolger 
für Frau Kerstin Wehling im Rat der Stadt Porta Westfalica fest.   
 
Gegen diese Entscheidung kann jeder Wahlberechtigte der Stadt Porta Westfalica, die für das Wahlgebiet zuständige Leitung der Parteien, 
die an der Wahl teilgenommen haben, sowie die Aufsichtsbehörde binnen eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch erheben, wenn sie 
eine Entscheidung über die Gültigkeit der Feststellung der Nachfolge für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist bei der Wahlleiterin schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Porta Westfalica, den 17.11.2021 
  Dr. Sonja Gerlach 
  Wahlleiterin 
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  2. Änderungssatzung vom 05.11.2021 
  zur Stellplatzsatzung der Stadt Porta Westfalica vom 03.06.2019 
 
Aufgrund der §§ 48 Abs. 1, 86 Abs. 1 Nr. 20, 89 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.07.2018 (GV. NRW. 
2018, S. 421) und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV. NRW. 2016, S. 966) hat der Rat der Stadt Porta Westfalica in 
seiner Sitzung am 05.10.2021 folgende 2. Änderungssatzung beschlossen: 
 
Artikel 1 
§ 3 Absatz 9 wird wie folgt geändert:  
Für die Schaffung von Stellplätzen mit der Anschlussmöglichkeit für Elektrofahrzeuge findet das Gesetz zum Aufbau einer gebäudeintegrier-
ten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz - GEIG) Anwendung. 
 
Artikel 2 
Die 2. Änderungssatzung tritt am 26.11.2021 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 2 Absatz 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung) vom 
26.08.1999 – GV. NRW. 2023, in der zurzeit geltenden Fassung, wird bestätigt, dass der Wortlaut mit dem Beschluss des Rates der Stadt 
Porta Westfalica vom 05.10.2021 übereinstimmt und dass nach § 2 Absatz 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist. 
Die Bekanntmachung wird angeordnet. 
Die vorstehende 2. Änderungssatzung zur Stellplatzsatzung der Stadt Porta Westfalica vom 03.06.2019 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
- die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
- die Bürgermeisterin hat den Beschluss des Ausschusses für Planung und Umweltschutz vorher beanstandet oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 

bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
-  

Porta Westfalica, 05.11.2021 
  Dr. Sonja Gerlach 
  Bürgermeisterin 
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  der Fischereigenossenschaft der gemeinschaftlichen Fischereibezirke  
  der Städte und Gemeinden Espelkamp, Lübbecke, Pr. Oldendorf, Rahden, Hüllhorst und Stemwede 
 
Die Fischereiberechtigten des gemeinschaftlichen Fischereibezirks der Städte und Gemeinden Espelkamp, Lübbecke, Pr. Oldendorf, Rahden, 
Hüllhorst und Stemwede werden hiermit zu der 
 
 am Dienstag, den 21.12.2021, um 17:00 Uhr 
 im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Rahden,  
 Lange Str. 9, 32369 Rahden, 
 stattfindenden Genossenschaftsversammlung  
 
eingeladen. 
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Tagesordnung: 
 

1) Eröffnung der Sitzung 
2) Anträge zur Niederschrift der letzten Sitzung 
3) Bestimmung eines Vorstandsmitgliedes zur Mitunterzeichnung der Niederschrift über die Genossenschaftsversammlung 
4) Lagebericht 
5) Jahresrechnung 2020 
6) Entlastung des Vorstandes 
7) Wahl eines Wahlleiters / einer Wahlleiterin 
8) Neuwahl des Vorstandes 

a) der/des Vorsitzenden 
b) der/des stellvertretenden Vorsitzenden 
c) von 4 Vorstandsmitgliedern/innen 
d) der stellvertretenden Mitglieder des Vorstandes 

9) Bestimmung des Rechnungsprüfers für die Haushaltsjahre 2021 und 2022 
10) Beratung und Beschlussfassung über den Haushaltsplan 2021 
11) Bestimmung einer stellvertretenden Geschäfts- /Kassenführerin 
12) Bekanntgaben 
13) Verschiedenes 
 
 
32369 Rahden, den 18.11.2021 
  Wilhelm Haake 
  Vorsitzender 
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Die 80. Sitzung des Verwaltungsrates der Stadtwerke Bad Oeynhausen AöR (SBO) findet 
am Dienstag, den 30. November 2021, 18:00 Uhr, 
 
im Ratssaal der Stadt Bad Oeynhausen, 
Ostkorso 8, 32545 Bad Oeynhausen statt. 
 
Tagesordnung 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 Ö 1 Formalien 
 Ö 2 Derivate, Finanzinstrumente 
 Ö 3 Quartalsbericht III / 2021 
 Ö 4 Sachstand Sielbad & zukünftige Öffnungszeiten 
 Ö 

Ö 
5 
6 

Finanzausstattung KSV OWL GmbH 
Recyclinghof 

 Ö 
 
Ö 
 
Ö 
 
 
Ö 
 
Ö 

7 
 
8 
  
9 
 
 
10 
 
11  

Festsetzung der Benutzungsgebühren der Rest- und Biomüllent-sorgung sowie der Gebühren für die Anliefe-
rung von Abfällen am Recyclinghof 
Festsetzung der Schmutzwasser- und Niederschlagsgebühren sowie der Gebühren für die Entsorgung des 
Inhaltes von Grundstücks-entwässerungsanlagen 
Erhöhung der Straßenreinigungsgebühren für die Sommerwartung und Erlass der 11. Änderungssatzung zur 
Straßenreinigungssatzung;  
Festsetzung der Straßenreinigungsgebühren für die Winterwartung 
Wirtschaftsplan 2022 
 
Verschiedenes und Bekanntgaben 

 
 
 

 
Nichtöffentliche Sitzung 
 

 N 12 
 

Verschiedenes: Bekanntgaben und Anfragen 

 
  gez. 
  (Bökenkröger) 
  Vorsitzender des Verwaltungsrates 
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Die 3. Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volkshochschule Minden (Zweckverband der Städte Minden, Bad Oeynhau-
sen, Porta Westfalica, Petershagen und der Gemeinde Hille) findet am  
 
 Montag, 13. Dezember 2021, 16:30 Uhr, 
 Aula des Ratsgymnasiums Minden,  
 Königswall 28, 32423 Minden 
 
statt. 
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Vorläufige Tagesordnung: 
 
1.         Eröffnung und Feststellung über die ordnungsgemäße Einladung, der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit 
 
 A       Nichtöffentliche Sitzung  
 
1.         Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit 
  
2.        Personalangelegenheiten 
 
 
B         Öffentliche Sitzung 
 
1. Berichte 
  
2. Ernennung stellv. VHS-Direktor 
  
3. Vorläufiger Jahresabschluss 2020  
  
5. Verabschiedung Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 
 
6. Verabschiedung des Stellenplans für das Haushaltsjahr 2022 
   
  
7.  Anfragen und Anregungen 
 
 
Minden, 18.11.202  
 
 Kathrin Kosiek Michael Jäcke 
 Vorsitzende der Verbandsvorsteher 
Verbandsversammlung 
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Der Verwaltungsrat der Mühlenkreiskliniken (AöR) hat in seiner Sitzung am 05. Mai 2021 die Jahresabschlüsse und die Lageberichte für die 
Mühlenkreiskliniken (AöR), das Johannes Wesling Klinikum Minden, das Krankenhaus Lübbecke und das Krankenhaus Bad  
Oeynhausen zum 31.12.2020 festgestellt und über die Behandlung der Jahresergebnisse wie folgt beschlossen:   
 
  Jahresabschluss 2020 - Johannes Wesling Klinikum Minden  
  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung für das 
  Geschäftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
  Bilanz des Johannes Wesling Klinikums Minden zum 31. Dezember 2020   
 
  Aktiva  =   264.983.995,51 €   
  Passiva  =   264.983.995,51 €   
 
  Gewinn- und Verlustrechnung Johannes Wesling Klinikum Minden    
 für die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
  Jahresüberschuss 2020  =        1.182.636,37 €   
 
 
  Jahresabschluss 2020 - Krankenhaus Lübbecke  Bilanz  
  und Gewinn- und Verlustrechnung für das 
  Geschäftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
 
 Bilanz des Krankenhauses Lübbecke zum 31. Dezember 2020   
 
  Aktiva  =    59.953.736,02 €   
  Passiva  =    59.953.736,02 €   
     
  Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Lübbecke für die Zeit  
  vom 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
  Jahresfehlbetrag 2020  =    1.037.808,46 €   
 
 
  Jahresabschluss 2020 - Krankenhaus Bad Oeynhausen  Bilanz  
  und Gewinn- und Verlustrechnung für das  Geschäftsjahr 
  01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
 
 Bilanz des Krankenhauses Bad Oeynhausen zum 31. Dezember 2020   
 
  Aktiva  =   27.433.600,88 €   
  Passiva  =   27.433.600,88 €   
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  Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Bad Oeynhausen    
 für die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
  Jahresüberschuss 2020  =   1.556.831,74 €   
 
 
  Jahresabschluss 2020 - Mühlenkreiskliniken (AöR)   
  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung für das   
  Geschäftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
 
 Bilanz der Mühlenkreiskliniken (AöR) zum 31. Dezember 2020   
 
  Aktiva  =                    341.259.030,88 €   
  Passiva  =    341.259.030,88 €   
 
  Gewinn- und Verlustrechnung der Mühlenkreiskliniken (AöR) für das    
 Geschäftsjahr vom 01.01.2020 bis 31.12.2020   
 
  Jahresüberschuss 2020  =       1.701.659,65 €   
 
 
  Jahresabschluss 2020   
  Behandlung der Jahresergebnisse   
 
Die Jahresergebnisse 2020 werden wie folgt behandelt:   
 
1.  Der  Jahresüberschuss  des  Johannes  Wesling  Klinikums  Minden  in  Höhe  von   
1.182.636,37 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.   
 
2.  Der Jahresfehlbetrag des Krankenhauses Lübbecke in Höhe von 1.037.808,46 € wird   
auf neue Rechnung vorgetragen.   
 
3.  Der Jahresüberschuss des Krankenhauses Bad Oeynhausen in Höhe von   
1.556.831,74 € wird auf neue Rechnung vorgetragen.   
 
4.  Der Jahresüberschuss der Mühlenkreiskliniken AöR in Höhe von 1.701.659,65 € wird   
auf neue Rechnung vorgetragen.   
 
 
 
  Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung   
 
Die Jahresabschlüsse und Lageberichte liegen bis zur Feststellung des folgenden  Jahresabschlusses zur Einsichtnahme montags bis donners-
tags in der Zeit von 09:00 Uhr bis  16:00 Uhr und freitags von 09:00 Uhr bis 14:00 Uhr im Johannes Wesling Klinikum Minden,  Hans-Nolte-
Straße 1, 32429 Minden, Zimmer 32, 3. OG (Zentrale Dienste), zur Einsichtnahme aus. 
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